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Der Bundesminister für Wohnungsbau 

I B 3 - 2160/1/59 


Bad Godesberg, den 20. Januar 1959 


Schnellbrief 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : öffentliche Mittel für private Wohnbauten und öffent- 
liche Gebäude 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 735 — 


Im Benehmen mit den beteiligten Bundesressorts wird die 
Kleine Anfrage der Fraktion der FDP — Drucksache 735 — 
wie folgt beantwortet: 


Zu Frage 1 

aa) In der Zeit vom 1. April 1950 bis 31. März 1957 sind 
nach den Ergebnissen der Finanzstatistik im Bundesge- 
biet für öffentliche Gebäude aufgewendet worden 


Bund 

Länder (einschließlich Hanse- 
städte, aber ohne Berlin) 

Gemeinden und Gemeinde- 
verbände 


0,6 Milliarden DM 
2,7 Milliarden DM 
8,1 Milliarden DM 


insgesamt; 


1 1,4 Milliarden DM 


Von diesen Bauausgaben entfielen allein 5,0 Milliarden DM 
auf Schulen und andere Bauten des Bildungswesens ; 
1,9 Milliarden DM auf Krankenhäuser und andere Gebäude 
des Wohlfahrtswesens; ebenfalls 1,9 Milliarden DM auf 
Versorgungsbetriebe und andere öffentlici:ie Unternehmen. 

Die insgesamt aufgewendeten Mittel sind bei den Län- 
dern und Gemeinden mit rd. 4,9 Milliarden DM aus 
Schuldenaufnahmen und der Rest von rd. 6,5 Milliarden 
DM von Bund, Ländern und Gemeinden aus sonstigen 
Mitteln, insbesondere Steuererträgnissen usw., gedeckt 
worden. 


bb) In den 8 Jahren von 1950 bis einschließlich 1957 sind 
nach den jährlichen Analysen des Bundesministeriums 
für Wohnungsbau über die Aufbringung der Wohnungs- 
baufinanzierung für den Wohnungsbau effektiv veraus- 
gabt worden 
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an Bundeshaushaltsmitteln (ein- 
schließlich Kohleabgabe) 

an Lastenausgleichsmittel (Wohn- 
raum hilfemittel und Aufbaudar- 
lehen ; einschließlich Mittel aus 
aus Umstellungsgriindschulden 
und Soforthilfemitteln) 

Aus der Bundesebene (Bundes- 
haushalt einschließlich Lastenaus- 
gleich) sind bis Ende 1957 also 

geflossen. 

Außerdem wurden verausgabt für 
den Wohnungsbau 

an Eigenmitteln der Länder 
an Eigenmitteln der Gemeinden 

In diesen Zahlen sind weder die 
für und in Berlin aufgebrachten 
Mittel zur Förderung des Woh- 
nungsbaues noch die Wohnungs- 
bauprämien enthalten. 

Die verausgabten Mittel sind dabei aus Steuererträg- 
nissen, aus Zweckabgaben und aus Schuldaufnahmen 
finanziert worden. 

Die Bundeshaushaltsmittel sind bisher durchweg aus 
Steuererträgnissen bzw. Zweckabgaben {Kohlenabgaben) 
geleistet worden, die Lastenausgleichsmittel aus den Er- 
trägnissen der Lastenausgleichsabgaben und aus Zuschüssen 
von Bund und Ländern, die Eigenmittel der Länder und 
der Gemeinden dagegen in nicht unbeträchtlidiem Umfang 
aus Kreditmarktmitteln. 

Zu Frage 2 

Ab Satz 1 

Die Bundeshaushaltsmittel und die LAG-Mittel (ohne Aufbau- 
darlehen) wurden im wesentlichen den Ländern, die nadi dem 
Grundgesetz für die Durchführung des Wohnungsbaues zu- 
ständig sind, darlehensweise gegen Schuldschein zur Verfügung 
gestellt. Die darlehensweise empfangenen Beträge wurden 
von den Ländern zusammen mit deren Eigenmitteln zur För- 
derung der einzelnen Bauvorhaben bisher in aller Regel als 
öffentliche Baudarlehen eingesetzt. Auch die Bundes- und LAG- 
Mittel, die nicht über die Länder, sondern auf anderem Wege 
(z. B. die Mittel aus der Kohlenabgabe über die Bundestreu- 
handstellen für den Bergarbeiterwohnungsbau, die Wohnungs- 
fürsorgemittel des Bundes über die Oberfinanzdirektion und 
die Aufbaudarlehen über die Ausgleichsbehörden bzw. die 


rd. 5,8 Milliarden DM 


7,1 Milliarden DM 


12,9 Milliarden DM 


5,6 Milliarden DM 
2,5 Milliarden DM 
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LAG-l^ank) oingesot/t wurden, sind den Bauherren durchweg 
als Darlehen zur Verfügung gestellt worden. Ahnlirhes dürfte 
für die Eigcuinii ttel der Cieiueinden gelten. 

Gläubiger der den Bauherren gewahrten öffentlichen Baudar- 
tehen sind die von den Ländern mit der Verwaltung dieser 
Darlehen beauftracften Stellen (z. B. Landeskreditanstalten, Lan- 
destreuhandstellen, Treuhandfonds) oder die mit der Verwal- 
tung der vorerwähnten besonderen Bundes- oder LAG-Mittel 
beauftragten Stellen. Hierbei liandelt es sich als Ausfluß der 
Organisationsgewalt der Länder um die verschiedensten Stellen, 
in der Regel um öftentlich-rechtliche Kreditanstalten, jedoch 
niemalsum Wohnungsbauunternelunen oder Siedlungsgenossen- 
schafteii. Diese Unternehmen sind immer nur Schuldner der 
öffentlichen Mittel. 

Absatz 2 

Die Zinseinna Innen des Bundes werden im Rechnungsjahr 1958 
voraussich tlicii rd. 28 Millionen DM betragen. Mit einer wesent- 
lichen Steigerung dieser Einnahmen aus den Bundesmitteln, 
die den Ländern vom Bund zugeteilt werden, ist nidit zu 
rechnen, da die Länder den Bauherren jetzt vorwiegend zins- 
lose Wohnungsbaudarlehen oder Darlehen zu geringsten Zins- 
sätzen gewähren, 

Im Rechnungsjahr 1957 sind beim Bund an Zinsen insgesamt 
25 395 007,82 DM vereinnahmt worden. Die Einnahmen werden 
im Einzelplan 25 bei Kap. 2503 Tit. 45 und 49 und, soweit es 
sich um Zinsen für Darlehen zugunsten des Wohnungsbaues 
für die Bundeswehr handelt, im Einzeljilan 14 bei Kap. 1412 
Tit. 49 und 51 nacligewiesen. 

Unterlagen über die Einnahmen der Länder und Gemeinden 
an Zinsen aus den aus Landes- und aus Geineindehaushaltsmitteln 
an die Bauherren gewährten Wolinungsbaudarlehen stehen 
nicht zur Verfügung. Ihre Anforderung bei den zuständigen 
Länderressorts würde längere Zeit erfordern. 

Zu Frage 3 

Absatz 1 

Unmittelbare Verteilungen von Mitteln an den „Endverbrau- 
(her" erfolgen auf der Bundesebene in der Reget nicht. 

Die Wohnungsbauniittel des Bundeshaushalts werden vielmehr 
von den zuständigen Bundesressorts auf die Länder verteilt. 
Zur Verteilung der Wohnungsbaumittel aus dem Lastenaus- 
gleichsfonds ( Wohnraumhilfe, Aufbaudarlehen) bedarf der 
Präsident des Bundesausgleichsamtes der Zustimmung des 
Bundesministers für Wohnungsbau (§ 23 des IL WoBauG). 
Die Befugnisse des Kontrollaussdiusses werden hierdurdr 
nicht berührt. 
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Auf der Landesebene bestimmen die für das Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständigen obersten Landesbehörden die für 
die Bewilligung zuständigen Behörden, regeln das Verwaltungs- 
verfahren und entscheiden auch über die Verteilung der 
Wohnungsbaumittel auf die Städte, Landkreise und Gemeinden. 
Das 11. Wohiuingsbaugesetz hat für die Mittelverteilung an 
die Bauherren verbindlidie Grundsätze und eine gesetzlidie 
Rangfolge für die Förderungsanträge festgelegt (§§ 26, 30). 

Die Bewilligung der Mittel für die einzelnen Bauherren wird 
von den Bewilligungsstellen durdigeführt. In einigen Ländern 
erfolgen die Bewilligungen zentral durch Landesbewilligungs- 
ausschüsse, in anderen Ländern dezentral durch die Regierungs- 
präsidenten, Landräte und Oberbürgermeister. Teilweise sind 
auch Landestreuhandsteilen, Landeskreditanstalten usw. in das 
Bewilligung sverfahren eingeschaltet. 

Ob und in welcher Zusammensetzung sonstige Ausschüsse bei 
der Auswahl der Bauherren, die Wohnungsbauförderungsmittel 
erhalten sollen, mitwirken, ist hier nicht bekannt. Diese Frage 
könnte nur nach einer Umfrage bei den Ländern beantwortet 
werden. Diese würde sehr lange Zeit in Anspruch nehmen. 
Es wird aber für ausgeschlossen gehalten, daß in diesen Aus- 
schüssen Wohnungsbauunternehmen oder Siedlungsgenossen- 
schaften usw. entscheidend mitwirken. Die Entscheidung wird 
vielmehr stets bei den von der Landesregierung hierzu be- 
stimmten Bewilligungsstellen liegen. Ein besonderes Verfahren 
gilt u. a. bei den Mitteln für die Wohnungsfürsorge des Bundes 
für seine Verwaltungsangehörigen (einschließlich Bundeswehr). 
Hier werden die Bundesmittel den Oberfinanzdirektionen nach 
Maßgabe ihrer Bedarfsanforderungen zugeteilt, wo über die 
Bewilligung der Mittel an die Bauherren entschieden wird, 
ohne daß Ausschüsse dabei mitwirken. 

über die Bewilligung von Aufbaudarlehen für den Wohnungs- 
bau nach dem Lastenausgleichsgesetz entscheiden die Aus- 
gleichsbehörden in eigener Zuständigkeit, und zwar, soweit 
es sich um öffentlidi geförderten Wohnungsbau handelt, in 
enger Fühlungnahme mit den für die Gewährung öffentlidier 
Mittel zuständigen Stellen, in allen Fällen aber nach Anhörung 
eines Vertreters der Gesdiädigtengruppe, zu weldier der An- 
tragsteller gehört (§ 12 der Weisung über Aufbaudarlehen 
für den Wohnungsbau). 

Absatz 2 

Nach der Berichterstattung über die Bewilligungen im öffent- 
lidi geförderten sozialen Wohnungsbau kamen bei den unter- 
suchten sozialen Wohnbauvorhaben (vollgeförderte reine Wohn- 
bauten) im Jahre 1955 von den Mitteln der öffentlichen Hand 
52 V. H, auf Vorhaben privater Bauherren, 48 v. H. auf Vor- 
liaben gemeinnütziger Wohnungsunternehmen (einschließlidi 
ländlicher Siedlungsunternehmen). Im Jahre 1956 verteilten 
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sich die Mittel der öffentlichen Hand auf private Bauherren 
und gemeinnützige Wohnungsunternehmen im [Verhältnis 
53 zu 47, im Jahre 1957 im Verhältnis 60 zu 40. Bis einschließ- 
lich 1956 ging also gut die Hälfte der Mittel der öffentlichen 
Hand für den sozialen W'ohnungsbau in Vorhaben privater 
Bauherren, knapp die Hälfte in Vorhaben gemeinnütziger 
Wohnungsimternehmen, seit 1957 sind es und 

Zu Frage 4 

Darüber, ob und in wie vielen Fällen private Bauherren durch 
Zwang beeinflußt worden sind, in die Heimstättenausgabe einzu- 
willigeri, liegen keine Unterlagen vor. Gegebenenfalls ist es 
Sache des Grundstückseigentümers, eine Willenserklärung, zu 
der er widerreditlich gezwungen worden ist, nach den Vor- 
sdiriften des bürgerlichen Rechts anzufechten. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Wohnungsbau- 
und Familienheimgesetz es ausdrücklich untersagt, die Be- 
willigung öffentlicher Mittel und die Veräußerung öffentlidi 
geförderter Kaufeigenheime davon abhängig zu machen, daß 
die Grundstücke als Heimstätten ausgegeben werden. 

Lücke 





